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Bericht und Antrag 
des Auswärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) 

zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zum Beitritt der Bundesrepublik Deutschland 
zur Charta der Vereinten Nationen 
— Drucksache 7/154 — 

A. Zielsetzung 

Ziel des Gesetzentwurfs ist der Beitritt der Bundesrepublik 
Deutschland zur Charta der Vereinten Nationen und damit 
die Ermächtigung zur Stellung des Aufnahmeantrags an die 
Organisation der Vereinten Nationen. 

B. Lösung 

Hierzu bedarf es der Verabschiedung des vorliegenden Gesetz-
entwurfs. 

Der Auswärtige Ausschuß hat dem Gesetzentwurf mit Mehr-
heit zugestimmt. 

C. Alternativen 

sind nicht gegeben. 

D. Kosten 

Als VN-Mitglied wird die Bundesrepublik Deutschland zu Bei-
tragszahlungen zum VN-Haushalt herangezogen werden. Da 
die Bundesrepublik Deutschland bisher schon Mitglied einiger 
vom allgemeinen VN-Haushalt getragener Unterorganisationen 
war, ist für sie bereits in der Vergangenheit der Beitragsschlüs-
sel festgelegt worden. Er beträgt für die Periode 1971 bis 1973 
6,8 v. H. Das bedeutet, daß die Bundesrepublik Deutschland 
beim gegenwärtigen VN-Haushaltszuschnitt — zusätzlich zu 
den bereits geleisteten Zahlungen — einen Betrag von 50 Mil-
lionen DM jährlich zu zahlen hätte. 
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A. Bericht der Abgeordneten Dr. Carstens (Fehmarn) 
und Dr. Corterier 

Der Gesetzentwurf wurde in der 15. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 16. Februar 1973 dem 
Auswärtigen Ausschuß federführend, dem Rechts-
ausschuß mitberatend überwiesen. Der Haushalts-
ausschuß wurde gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
des Deutschen Bundestages beteiligt. 

Die Stellungnahme des Rechtsausschusses ist die-
sem Schriftlichen Bericht als Anlage beigefügt. Der 
Haushaltsausschuß wird seinen Bericht nach § 96 
der Geschäftsordnung gesondert vorlegen. 

Der Auswärtige Ausschuß hat die Vorlage in drei 
Sitzungen beraten und in seiner 8. Sitzung am 
4. April 1973 abschließend behandelt. 

Zu Beginn seiner Beratungen befaßte sich der 
Ausschuß mit Aufgaben und Rolle der Organisa-
tion der Vereinten Nationen sowie ihrer Entwick-
lung seit der Gründung im Jahre 1945. 

Hauptaufgabe der Vereinten Nationen ist die 
Friedenssicherung. Auf diesem Gebiet sind sie wie-
derholt durch Eingreifen in Krisenfällen tätig ge-
worden. Mit Nachdruck bemühen sich die Verein-
ten Nationen um weltweite Abrüstung und Rü-
stungskontrolle. Daneben steht im Vordergrund die 
Wahrung und Sicherung der Menschenrechte. Wei-
tere Schwerpunkte der Tätigkeit der Vereinten Na-
tionen sind die Fortentwicklung des Völkerrechts 
und Aktivitäten auf dem Gebiet des Welthandels 
und der Entwicklungspolitik. Ebenso Erwähnung 
verdienen die Bemühungen um eine weltweite Ent-
wicklung des Umweltschutzes. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist schon seit 
vielen Jahren Mitglied aller Sonderorganisationen 
der Vereinten Nationen und hat überdies freiwillig 
Unterstützung bei der Erfüllung weiterer wich-
tiger Aufgaben der Vereinten Nationen in beträcht-
lichem Umfang geleistet. Die Vollmitgliedschaft in 
der Organisation der Vereinten Nationen ist daher 
grundsätzlich als eine folgerichtige Erweiterung der 
Mitarbeit der Bundesrepublik Deutschland im Rah-
men der Vereinten Nationen zu sehen. Sie bietet die 
Möglichkeit, die Ziele der Vereinten Nationen wirk-
samer zu fördern und die deutschen Belange dort 
nachdrücklicher zur Geltung zu bringen. 

In den 20 Kasseler Punkten vom 21. Mai 1970 
hatte die Bundesregierung bereits den Eintritt der 
beiden Staaten in Deutschland in die Vereinten Na-
tionen als Ziel ihrer Politik bezeichnet. Sie vertrat 
jedoch den Standpunkt, daß dieser Schritt erst nach 
einer Regelung des Verhältnisses zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Deutschen Demo-
kratischen Republik unter Berücksichtigung ihrer 
besonderen Lage in Betracht kommen könne. Diese 

Voraussetzung sieht sie mit dem Vertrag vom 
21. Dezember 1972 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demokratischen 
Republik über die Grundlagen der Beziehungen zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen Republik gegeben. 

Bei der Beratung der mit dem VN-Beitritt ver-
bundenen Probleme konzentrierten sich die Erörte-
rungen im Auswärtigen Ausschuß vor allem auf 
folgende Punkte: 

Zur Frage, ob der Beitritt der beiden Staaten in 
Deutschland eine völkerrechtliche Anerkennung 
der DDR durch die Bundesrepublik Deutschland 
impliziere, hat der Auswärtige Ausschuß die Fest-
stellung der Bundesregierung zustimmend zur 
Kenntnis genommen, daß nach der herrschenden 
völkerrechtlichen Lehre und Praxis aus dem Bei-
tritt zweier Staaten zu einer internationalen Orga-
nisation wie den Vereinten Nationen nicht auf eine 
völkerrechtliche Anerkennung des einen durch den 
anderen Staat geschlossen werden könne. Die Bun-
desregierung hat zudem erklärt, sie verbinde mit 
dem mit der DDR abgestimmten VN-Beitritt keines-
falls die Absicht, die DDR völkerrechtlich anzuer-
kennen. Auch betrachte sie die bestehende Zwei-
staatlichkeit in Deutschland nicht als eine endgül-
tige Lösung der deutschen Frage. Sie wird auch 
weiterhin an dem politischen Ziel der Bundesrepu-
blik Deutschland festhalten, auf einen Zustand des 
Friedens in Europa hinzuwirken, in dem das deut-
sche Volk in freier Selbstbestimmung seine Einheit 
wiedererlangt. 

Eingehend beschäftigte sich der Ausschuß mit der 
Frage nach der Verwirklichung der Menschen-
rechte, Grundrechte und Grundfreiheiten für alle 
Deutschen. 

Durch die Menschenrechtsdeklaration der Ver-
einten Nationen von 1948 und durch die beiden 
VN-Menschenrechtskonventionen von 1966 ist die 
Bedeutung der Menschenrechte und Grundfreihei-
ten für die Vereinten Nationen in eindrucksvoller 
Weise unterstrichen worden. 

Zu den danach zu schützenden Menschenrechten 
und Grundfreiheiten gehören u. a. die folgenden: 

Das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Re-
ligionsfreiheit, 

das Recht auf freie Meinungsäußerung, 

das Recht, sich friedlich zu versammeln, 

das Recht, sich innerhalb des Hoheitsgebietes 
eines Staates frei zu bewegen, und das Recht, 
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jedes Land einschließlich seines eigenen zu 
verlassen, 

das Recht, Gewerkschaften zu bilden, 

das Recht der Gewerkschaften auf freie Betäti-
gung, 

das Recht zu streiken, 

das Recht auf freie wissenschaftliche Forschung 
und freie künstlerische Betätigung. 

In diesem Zusammenhang nahm der Ausschuß mit 
Befriedigung die Ankündigung der Bundesregierung 
entgegen, die am 9. Oktober 1968 von der Bundes-
republik Deutschland unterzeichneten Menschen-
rechtskonventionen der Vereinten Nationen vom 
16. Dezember 1966, nämlich den Internationalen 
Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte und den Internationalen Pakt über staats-
bürgerliche und politische Rechte, demnächst in 
das Gesetzgebungsverfahren einzubringen. Dies ist 
am 13. April 1973 erfolgt. Die Konventionen sind 
Ende März 1973 auch von der DDR unterzeichnet 
worden. 

Der Ausschuß sprach seine Ansicht einmütig da-
hin aus, daß die Bundesregierung angesichts der be-
stehenden Lage in Deutschland mit besonderem 
Nachdruck in den Vereinten Nationen darauf hin-
wirken müsse, daß Menschenrechte und Grundfrei-
heiten allen Deutschen zuteil werden, und daß vor 
allem der Gebrauch von Gewalt gegen Menschen, 
die in friedlicher Absicht die Grenze zwischen den 
beiden Staaten in Deutschland überschreiten, un-
terbleibt. 

Der Auswärtige Ausschuß stimmte mit der Bun-
desregierung in der Auffassung überein, daß ein 
Beitritt der Bundesrepublik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen Republik zu den Ver-
einten Nationen die Rechte und Verantwortlichkei-
ten der Vier Mächte für Deutschland als Ganzes 
und für Berlin nicht beeinträchtigen wird. Er nahm 
von einer Erklärung der Bundesregierung Kenntnis, 
daß der Deutschlandvertrag von 1952/1954 und die 
mit ihm verbundenen Dokumente von dem Beitritt 
der Bundesrepublik Deutschland zu den Vereinten 
Nationen unberührt bleiben. 

Für die Ausübung der Vier-Mächte-Rechte und 
-Verantwortlichkeiten bleiben die Regeln maßge-
bend, die dafür zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Drei Mächten im Deutschland-
vertrag und seinen Nebendokumenten vereinbart 
worden sind. Die Bekräftigung der Vier-Mächte-
Rechte und -Verantwortlichkeiten vom 9. Novem-
ber 1972 ist damit vereinbar, daß die Bundesrepu-
blik Deutschland die volle Macht eines souveränen 
Staates über ihre inneren und äußeren Angelegen-
heiten hat. In dem Briefwechsel zwischen dem Bun-
desminister des Auswärtigen und den Botschaftern 
der Drei Mächte vom 4. Dezember 1972 haben die 
Botschafter ausdrücklich bestätigt, daß die Vier-
Mächte-Erklärung in keiner Weise den Deutsch-
land-Vertrag und die damit zusammenhängenden 
Verträge und Dokumente vom 26. Mai 1952 in der 
Fassung vom 23. Oktober 1954 berührt. 

Mit besonderer Sorgfalt beriet der Ausschuß dar-
über, wie die zweifelsfreie Erstreckung des Beitritts 
der Bundesrepublik Deutschland zur Charta der 
Vereinten Nationen auf das Land Berlin und die 
Vertretung des Landes Berlin bei der Organisation 
der Vereinten Nationen durch die Bundesrepublik 
Deutschland, soweit Fragen des Status und der Si-
cherheit nicht berührt werden, sicherzustellen 
seien. 

Die Bundesregierung setzte den Ausschuß davon 
in Kenntnis, daß sie in enger Abstimmung mit den 
Drei Westmächten die erforderlichen Schritte un-
ternehmen werde, um — in Übereinstimmung mit 
dem festgelegten Verfahren und soweit dadurch 
Angelegenheiten der Sicherheit und des Status 
nicht berührt werden — den Beitritt der Bundes-
republik Deutschland zur Charta der Vereinten 
Nationen auf das Land Berlin zu erstrecken und 
dementsprechend die Interessen des Landes Berlin 
in den Vereinten Nationen zu vertreten. 

Eine aus der Mitte des Ausschusses gestellte 
Frage, ob die zweifelsfreie Miteinbeziehung Berlins 
mit der bekannten Einschränkung (Status und Si-
cherheit) die unbedingte Voraussetzung für den 
Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zur UNO 
sei, wurde seitens der Bundesregierung bejaht. Sie 
erklärte, falls sich in dieser Frage Zweifel ergeben 
sollten, werde sie sich dazu in Verbindung mit der 
2. Lesung äußern. 

Bei der Erörterung der Frage, ob aus den Artikeln 
53 und 107 der Charta der Vereinten Nationen sich 
eine Diskriminierung der Bundesrepublik Deutsch-
land ergeben könne, stimmte der Ausschuß darin 
überein, daß die Beziehungen zwischen der Bundes-
republik Deutschland und den anderen Mitglied-
staaten der Vereinten Nationen ausschließlich von 
den Prinzipien der Charta der Vereinten Nationen 
und insbesondere von den in Artikel 2, Ziffern 2, 3 
und 4 genannten Grundsätzen bestimmt werden. Die 
Bundesregierung bekundete ihre Übereinstimmung 
mit dieser Auffassung und teilte mit, daß sie dies 
in geeigneter Weise im Zusammenhang mit dem 
Beitritt zur Organisation der Vereinten Nationen 
darlegen werde. 

Der Ausschuß nahm mit Befriedigung von der Ab-
sicht der Bundesregierung Kenntnis, auf eine an-
gemessene personelle Vertretung der Bundesrepu-
blik Deutschland im ständigen Stab der Vereinten 
Nationen hinzuarbeiten und eine aktive Mitwirkung 
in den wichtigen Gremien der Vereinten Nationen 
anzustreben. 

Der Ausschuß sprach sich mit Mehrheit dafür aus, 
dem Bundestag zu empfehlen, dem Gesetzentwurf 
— Drucksache 7/154 — in der vorgelegten Fassung 
zuzustimmen. 

Dabei erklärten einige Mitglieder des Ausschus-
ses, daß sie ihre endgültige Stellungnahme von der 
Frage abhängig machen würden, was die Bundes-
regierung gegebenenfalls im Zusammenhang mit 
der 2. Lesung zur Frage der Erstreckung des Bei-
tritts auf das Land Berlin erklären werde. 
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Der Auswärtige Ausschuß ging bei seiner Be-
schlußfassung von der Bereitschaft der Bundes-
regierung aus, die Charta der Vereinten Nationen 
noch vor Abschluß des Gesetzgebungsverfahrens in 
allen Amtssprachen der Vereinten Nationen vorzu-
legen. Dies entspricht auch dem Anliegen des mit-
beratenden Rechtsausschusses, der im übrigen mit 
Mehrheit dem federführenden Auswärtigen Aus-
schuß die Annahme der Vorlage empfohlen hat. 

Bonn, den 3. Mai 1973 

Dr. Carstens (Fehmarn) Dr. Corterier 

Berichterstatter 

B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf — Drucksache 7/154 — in der vorgelegten Fassung zuzustimmen. 

Bonn, den 3. Mai 1973 

Der Auswärtige Ausschuß 

Dr. Schröder 

Vorsitzender 

Dr. Carstens (Fehmarn) Dr. Corterier 

Berichterstatter 
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Anlage 

Stellungnahme 
des Rechtsausschusses des Deutschen Bundestages 

Der Rechtsausschuß hat in seinen Sitzungen am 
23. März und 3. und 4. April 1973 den Gesetzentwurf 
zum UN-Beitritt eingehend beraten und sorgfältig 
geprüft. 

Er weist den Auswärtigen Ausschuß darauf hin, daß 
die Bundesregierung bei der Vorlage des Gesetz-
entwurfs von der bisherigen Übung abgegangen ist, 
den gesetzgebenden Körperschaften zusammen mit 
dem Vertragsgesetz internationale Verträge in allen 
Amts- bzw. Vertragssprachen vorzulegen. Der 
Rechtsausschuß empfiehlt daher dem Auswärtigen 
Ausschuß einmütig, von der Bundesregierung die 
Vorlage der Charta der Vereinten Nationen in al

-

len Amtssprachen, die gleichermaßen verbindlich 
sind, für die zweite Lesung und Schlußabstimmung 
zu verlangen. 

Der Rechtsausschuß ist in seiner Mehrheit zu dem 
Ergebnis gekommen, daß gegen die Annahme des 
Gesetzes keine rechtlichen Einwendungen oder Be-
denken bestehen. Die Minderheit vertrat die Auf-
fassung, daß diese Feststellung wie folgt ergänzt 
werden müsse: „sofern die Bundesregierung im Zu-
sammenhang mit dem Beitritt zu den Vereinten 
Nationen die Rechtsposition der Bundesrepublik 
Deutschland in völkerrechtlich einwandfreier Weise 
wahrt." 

Dr. Lenz (Bergstraße) 

Vorsitzender 




